
Das Rennen um Kretschmanns Nachfolge
ist auch eine Richtungswahl

Von Ulrich Mendelin

STUTTGART – Zumindest eines
ist klar vor der Landtagswahl am
8. März kommenden Jahres: Ba-
den-Württemberg bekommt
einen neuen Ministerpräsiden-
ten. AmtsinhaberWinfried Kret-
schmann von den Grünen tritt
nach drei Amtszeiten - die erste
davon in einem Bündnis mit der
SPD, die beiden danach mit der
CDU - nichtmehr an.

Hoffnung auf die Nachfolge
machen können sich Manuel
Hagel, Landes- und Landtags-
fraktionschef der CDU, und Cem
Özdemir, der für die Grünen zu-
letzt das Bundeslandwirtschafts-
ministerium geführt hat. Weite-
re Spitzenkandidaten sind AfD-
Landeschef Markus Frohnmaier,
SPD-Landes- und Landtagsfrak-
tionschef Andreas Stoch und
FDP-Spitzenkandidat Hans-Ul-
rich Rülke, auch er Vorsitzender
seiner Partei und der Landtags-
fraktion im Südwesten.

Mit Hagel und Özdemir haben
die Wähler die Auswahl zwi-
schen zwei Politikern, die so-

Wohlwollender Blick
auf die beiden

Spitzenkandidaten

Sowohl Cem Özdemir als
auch Manuel Hagel werden
überwiegend positiv wahr-

genommen. Sie gelten als sym-
pathisch, kompetent, bürgernah
und vertrauenerweckend. Cem
Özdemir wird von einer großen
Mehrheit als engagiert im Um-
welt- und Klimaschutz, politisch
erfahren und passend für Baden-
Württemberg eingeschätzt. Vie-
le loben seine verständliche
Sprache sowie seine fortschrittli-
che und sympathische Ausstrah-
lung. Zweifel gibt es bei seiner
Wirtschaftskompetenz: 44 Pro-
zent sehen ihn als wirtschaftlich
versiert, 56 Prozent nicht.

Manuel Hagel wird stärker
mit Wirtschaftskompetenz in
Verbindung gebracht. Gleichzei-

tig wird ihm weniger Engage-
ment für Umwelt- und Klima-
schutz zugeschrieben. Ihm wird
häufiger als Özdemir eine ver-
ständliche Sprache, Sympathie
und Nähe zu Baden-Württem-
berg attestiert. Auch gilt er als
modern, fortschrittlich, kompe-
tent und vertrauenswürdig. Im
Bereich politischer Erfahrung
liegt er hinter Özdemir: 77 Pro-
zent bescheinigen Özdemir poli-
tische Erfahrung, Hagel kommt
auf 58 Prozent.

Grundlage bei den Antworten
waren jeweils nur jene Befrag-
ten, denen der jeweilige Kandi-
dat ein Begriff ist. Özdemir ist
bekannter als Hagel, das beein-
f lusst die Vergleichbarkeit der
Bewertungen.

Unterschiedliche
Erwartungen

an Hagel und Özdemir

Innere Sicherheit und Gesund-
heitsversorgung sind für die
Wähler derzeit die Top-The-

men. 57 Prozent der Befragten
fordern von den Parteien Pläne
zur Verbesserung der inneren Si-
cherheit, 54 Prozent erwarten
klare Aussagen zur Zukunft des
Gesundheitssystems. Diese The-
men stehen nicht nur in Baden-
Württemberg, sondern bundes-
weit im Fokus.

An dritter Stelle folgen Wirt-
schaft und Zuwanderung, dicht
gefolgt von Bildungs- und Schul-
politik. Rund die Hälfte der Be-
völkerung in Baden-Württem-
berg misst diesen Themen hohe
Bedeutung zu. Deutlich weniger
wichtig erscheint derzeit die Ver-
kehrsinfrastruktur, die nur 28

Prozent als vordringlich einstu-
fen. Umwelt- und Klimaschutz
sowie Bauen und Wohnen wer-
den hingegen von etwa 40 Pro-
zent der Bürger als dringlich an-
gesehen. Insbesondere Gesund-
heits- und Bildungspolitik sind
in den vergangenen Jahren in
der Dringlichkeit für viele Wäh-
ler nach vorn gerückt.

Die politische Agenda ist teils
eng mit den Präferenzen der
Wähler verknüpft. Unterstützer
des CDU-Spitzenkandidaten Ma-
nuel Hagel legen besonderen
Wert auf innere Sicherheit, Mig-
ration und Wirtschaft. Anhän-
ger von Cem Özdemir priorisie-
ren Umwelt- und Klimaschutz,
Bildungspolitik sowie Bauenund
Wohnen.

wohl mit Blick auf das persönli-
che Profil als auch bei den politi-
schen Schwerpunkten höchst
unterschiedlich wahrgenom-
men werden, wie die Ergebnisse
des BaWü-Checks zeigen. Aller-
dings ist es nicht ausgeschlos-
sen, dass die Kontrahenten in
Zukunft einmal Partner werden
können.

Jedenfalls wäre den Baden-
Württembergern nach heuti-
gem Stand keine andere Koali-
tion lieber als eine weitere Zu-
sammenarbeit von Grünen und
Union - inwelcher Reihung auch
immer.

Für die künftige Mehrheits-
findung könnte die Frage eine
zentrale Rolle spielen, in wel-
cher Stärke die AfD in den Land-
tag einzieht.

Mit der Partei, die vom Lan-
desverfassungsschutz derzeit als
rechtsextremer Verdachtsfall
eingestuft wird, möchte keine
der anderen Parteien zusam-
menarbeiten. Auch die Linke
könnte in den Landtag einziehen
und die Suche nach Mehrheiten
kompliziertermachen.

Die Umfrage der Tageszeitungen
WiezufriedensinddieMenschen
in Baden-Württemberg mit der
Arbeit der Landesregierung?
Werden die richtigen Schwer-
punkte gesetzt, wowird
nur geredet,wowird ge-
handelt? Das wollten
die Tageszeitungen in
Baden-Württemberg in
ihrer gemeinsamen
Umfrage, dem BaWü-
Check, genauer wissen
und arbeiteten dafür
mit dem Institut für De-
moskopie Allensbach (IfD) zu-
sammen. Das IfD befragt einmal
im Monat im Auftrag der Tages-
zeitungen mehr als 1000 Men-

schen im Land, um repräsentati-
veErgebnissezuerhalten.

Das IfDgehört zudennamhaf-
testen Umfrage-Instituten

Deutschlands, auf den
Ratder IfD-ChefinRena-
te Köcher greifen Vor-
standsvorsitzende, Re-
gierungschefs und Ver-
bändezurück.

Die gedruckten Ta-
geszeitungen in Baden-
Württemberg erreichen
jeden Tag mehr als fünf

MillionenMenschen,hinzukom-
men die Leserinnen und Leser
auf den reichweitenstarken On-
lineportalenderTageszeitungen.

Grün-Schwarz oder
Schwarz-Grün beliebter als

andere Koalitionen

Laut dem BaWü-Check wün-
schen sich 23 Prozent der
Befragten eine Fortsetzung

des Bündnisses aus Grünen und
Union – also Schwarz-Grün oder
Grün-Schwarz.

In der Gesamtbevölkerung be-
vorzugen etwas weniger Men-
schen, nämlich 21 Prozent, eine
Koalition aus CDU und AfD. Eine
Zusammenarbeit zwischen CDU,
SPD und FDP, die sogenannte
Deutschland-Koalition, erhält
die Unterstützung von 15 Pro-
zent, 13 Prozent favorisieren
eine Koalition aus Grünen, SPD
und Linken.

Besonders die potenziellen
Wähler der Grünen sprechen
sich für eine Fortsetzung der ak-
tuellen Zusammenarbeit zwi-

schen Grünen und CDU aus. 55
Prozent von ihnen ziehen diese
Option einem Bündnis der Grü-
nenmit SPDund Linken deutlich
vor, das lediglich 32 Prozent der
Grünen-Anhänger befürworten.

Auch unter den potenziellen
CDU-Wählern bevorzugen mit
41 Prozent deutlich mehr eine
weitere Kooperation mit den
Grünen, nur 28 Prozent wären
für eine Deutschland-Koalition
mit SPD und FDP. Eine Mehrheit
aus CDU und AfD fänden nur 16
Prozent der CDU-Wähler gut.

Wie zu erwarten, lehnen die
Anhänger der Grünen eine Koali-
tion aus CDU und AfD geschlos-
sen ab. Ebenso stößt Grün-Rot-
Rot bei Unionswählern auf brei-
te Ablehnung.

Verbreitete Sorgen
vor einemweiteremAufstieg

der AfD

Seit der vorherigen Landtags-
wahl verzeichnet die AfD
bundesweit einen Anstieg

an Unterstützung, auch in Ba-
den-Württemberg legt die Partei
in den Umfragen zu. Viele Men-
schen im Südwesten sind deswe-
gen beunruhigt.

Laut dem BaWü-Check be-
trachten 53 Prozent der Befrag-
ten den Aufstieg der AfD kri-
tisch, während 24 Prozent ihn
positiv bewerten. Für etwa jeden
Neunten ist diese Entwicklung
hingegen ohne Bedeutung, in et-
wa ebenso viele äußerten sich
unentschieden.

Besonders ausgeprägt sind die
Sorgen vor dem Erstarken der
AfD bei Anhängern von Grünen,
Linken und SPD. Doch auch in-

nerhalb der CDU-Wählerschaft
herrscht überwiegend Skepsis:
60 Prozent der potenziellen
CDU-Wähler zeigen sich besorgt
über die Entwicklung. Unter den
Anhängern der FDP ist etwa die
Hälfte beunruhigt. Weniger be-
sorgt sind die Anhänger des
BSW, von denen nur 28 Prozent
eine Beunruhigung äußern.

Bei der Landtagswahl 2021
kam die AfD in Baden-Württem-
berg auf 9,7 Prozent der Stim-
men, sie stellt derzeit 17 Abge-
ordnete im Stuttgarter Landtag.
Die jüngsten Umfragen sehen
die Partei aktuell im Bereich von
etwa 20 Prozent, allerdings ha-
ben alle anderen Parteien eine
Koalition mit der AfD katego-
risch ausgeschlossen.

Bei der Brandmauer sind
die Baden-Württemberger

gespalten

Knapp die Hälfte der baden-
württembergischen Bevöl-
kerunghält die Brandmau-

er für richtig. Dieser Teil der
Wählerschaft will, dass die ande-
renParteien jeglicheZusammen-
arbeit mit der AfD ausschließen.
29 Prozent votieren für hingegen
eine Zusammenarbeit, weitere
13 Prozent sogar für die Bereit-
schaft zu einer Koalition.

Diese Haltung der Wähler
hängt dabei eng mit den partei-
politischen Präferenzen zusam-
men. Die potenziellen Wähler
von Grünen, Linken und SPD
sprechen sich mit überwältigen-
der Mehrheit dafür aus, jegliche
Zusammenarbeit mit der AfD
auszuschließen. Auch die abso-
lute Mehrheit der potenziellen

Wähler der CDU vertritt diese
Position; immerhin 27 Prozent
halten es jedoch für richtiger, of-
fen für eine Zusammenarbeit zu
sein, weitere 14 Prozent sogar
für eine Koalition.

Unter den potenziellen Wäh-
lern der FDP halten sich Befür-
worter und Gegner einer Zusam-
menarbeit mit der AfD die Waa-
ge. Die potenziellen Wähler des
BSW haben dagegen in Baden-
Württemberg wie auch auf Bun-
desebene wenig Probleme mit
dem Gedanken an eine Zusam-
menarbeit mit der AfD. Die An-
hänger der AfD selbst plädieren
zwar mit großer Mehrheit für
eine Zusammenarbeit - nicht
aber für eine Koalition mit ande-
ren Parteien.
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